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XIV. Jahrgang. Nr. 16. 


Oeſterreichiſche 
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ift ar Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 
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Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweije je nach Erſcheinen beigegeben, und beträgt 
das Jahres⸗Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. = 12 Mark. Bei gefälligen Beftelungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung erbitten, 
erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. WE 
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— Reclamationen, wenn unverſiegelt, find portofrei, konnen jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
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Gewerbliche Hilfscaſſen und Arbeiterverſicherung. (Schluß.) 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Die Verurtheilung eines Trödlers wegen $ 477 St. G. hat nicht die Entziehung 
des Gewerbes im Sinne der §8 138 lit, a und 7 der Gewerbe-Ordnung 
zur nothwendigen Folge. 

Streitigkeiten zur Zahlung von Zinskreuzern und Canalräumungsgebühren gehö⸗ 
ren zur Competenz der Verwaltungsbehörden. 

Berechtigung des Eigenthümers, den fremden, auf ſeinem Grundſtück befindlichen, 
Hausthiere jagenden Hund zu todten. (88 1321, 1305 a. b. G. B.) 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 


Erledigungen. 


—— — — = — SS 


Gewerbliche Hilfscaſſen und Arbeiterverſicherung. 
(Schluß.) 


Aus dem Vorangeſchickten ergibt ſich die Nothwendigkeit, die Frage 
der Arbeiterverſicherung ernſt in Angriff zu nehmen und das Intereſſe 
weiterer Kreiſe für dieſelbe zu gewinnen. Wir begrüßen deshalb mit 
aufrichtiger Freude die uns zur Beſprechung vorliegende Schrift 
Popper's „Gewerbliche Hilfscaſſen und Arbeiterverſicherung“ ), welche 
dieſem Zwecke zu dienen geeignet iſt. Der Autor der Schrift iſt nicht 
blos mit der Verſicherungstechnik wohl vertraut, er verbindet damit eine 
ausgedehnte Kenntniß der einſchlägigen wiſſenſchaftlichen Literatur. Die 
Darſtellung iſt ſtets klar und objectiv gehalten. Allerdings vermiſſen wir 
einen Ueberblick über den gegenwärtigen Zuſtand des Hilfscaſſenweſens 
in Oeſterreich, ſowie ein tieferes Eingehen auf das Unfallverſicherungs⸗ 
weſen und ſeinen Zuſammenhang mit der Haftpflicht. Doch wird dadurch 
das ſonſtige Verdienſt der Schrift nicht geſchmälert. 

Das Buch zerfällt in drei Abtheilungen. Wir beſchränken uns auf 
Wiedergabe des Allerweſentlichſten. Im erſten Theile wird unter dem 
Titel „Allgemeines über Arbeiterverſicherung“ Begriff und Function der 
Verſicherung entwickelt. Dies geſchieht durch planmäßige Aneinander⸗ 
reihung von Citaten aus den hervorragendſten Schriften über dieſen 
Gegenſtand. Die Darſtellung gipfelt in dem Gedanken, daß die jetzige 
Armenunterſtützung nicht genüge und in der Verſicherung die Abhilfe 
liegt. Aber dieſes Inſtitut iſt nur ſchrittweiſe einzuführen: „Die zur 
Zeit wichtigſte Aufgabe iſt nicht, daß die Nichtbeſitzenden zu Capitaliſten, 
ſondern daß fie höherer Cultur- und Arbeits- affo Erwerbsfähigkeit theilhaft 
und gegen die Folgen unverſchuldeter Unfälle, welche die Arbeitsfähigkeit 
und ihre Bethätigung bedrohen, geſichert werden“. — Der Autor 
erklärt fi hauptſächlich aus folgenden zwei Gründen für den Verſiche⸗ 


*) Gewerbliche Hilfscaſſen und Arbeiterverſicherung. Ein Beitrag zur 
Gewerbe und Armengeſetzgebung. (Anläßlich der Gewerbegeſetz⸗Berathungen 
in Oeſterreich.) Von Dr. Eduard Popper. Leipzig, Duncker u. Humblot. 1880. 


rungszwang. Erſtens: Die Höhe der Prämie ſinkt, je größer die Anzahl 
der verſicherten Fälle iſt. Die Verſicherung wird aber nur durch Zwang 
dieſe nothwendige Verbreitung erhalten. Zweitens: Der Prämienbetrag 
muß zu einem Beſtandtheile der Unterhaltskoſten des Arbeiters werden, 
er muß im Lohne mitbezahlt werden. Würde aber kein Zwang ſtattfinden, 
ſo würden im Concurrenzkampfe die nicht verſicherten Arbeiter den Lohn der 
verſicherten herabdrücken und der Verſicherungszweck wäre mit einer Herab⸗ 
minderung der Lebenshaltung erkauft. — Weil nun die Prämie Beſtandtheil 
des Lohnes werden ſoll, demnach eine Vertheuerung der Arbeit und Waare 
herbeiführen wird, ſo muß — wie der Verfaſſer weiter ausführt — mit 
der allernothwendigſten Fürſorge für den Arbeiter begonnen werden. 
Es möge daher die Perſonenverſicherung vorerſt nur bei Gewerbs— 
arbeitern und bei dieſen ſelbſt nur allmälig eingeſührt werden. 

Die zweite Abtheilung behandelt der Reihe nach die Krankenver⸗ 
ſicherung, die Invaliditäts- und Alters-, die Witwen- und Waiſenver⸗ 
ſicherung und die Sicherung gegen Arbeitsloſigkeit. Bei der Krankenver⸗ 
ſicherung wird an der Hand ſtatiſtiſcher Daten dargethan, wie ver⸗ 
ſchieden die Gefahr je nach Gewerbe und Beſchäftigung, Alter, Körper⸗ 
beſchaffenheit, Geſchlecht, klimatiſchen Verhältniſſen, Preiſen der noth- 
wendigen Lebensmittel, perſönlichen Wohlhabenheitsverhältniſſen, Nahrung, 
Wohnung, Bildungsſtuſe und anderen Umſtänden ſei. Zur Feſtſtellung 
dieſer Umſtände, welche die Baſis des Prämientarifes bilden muüſſen, 
ſei ärztliche Intervention unabweislich; daraus folge die Unrichtigkeit 
der Behauptung, engere locale Krankenvereine ſeien durch die Noth- 
wendigkeit einer gegenſeitigen Beaufſichtigung der Mitglieder geboten, 
denn dieſe Beaufſichtigung ſei ja Sache des Arztes. Allerdings aber 
ſprächen — nach Anſicht des Autors — für eine örtliche Einſchränkung 
des Wirkungskreiſes dieſer Caſſen die örtlichen Preisunterſchiede, in 
Oeſterreich insbeſondere die verſchiedene Höhe der Krankenhaus⸗Verpflegs⸗ 
koſten. Dieſelben ſchwanken in den verſchiedenen Städten zwiſchen 98 und 
42 kr. pro Tag. Der Verfaſſer ſchlägt demnach für jeden politiſchen 
Bezirk, wo dieſe Preiſe annähernd gleich ſind, die Errichtung einer allge⸗ 
meinen Arbeiterkrankencaſſe vor. An die Spitze derſelben hätte der Bezirks⸗ 
hauptmann zu treten, die Bezirks⸗ und Gemeindeärzte hätten mitzuwirken. 

Aus dem Vorhergehenden iſt genügend erſichtlich, welch hohen 
Werth der Verfaſſer auf die verſicherungstechniſche Seite legt; er will 
daher dem Arbeiter keine ſelbſtſtändige Verwaltung der Caſſen, etwa 
unter ſtaatlicher Oberaufſicht, ſondern nur eine Controle über die er⸗ 
wähnte Verwaltung der Bezirksbeamten gewähren: „Wo das Geſetz 
Verſicherungszwang einführt, da darf es dem verſicherungs-mathematiſchen 
Dilettantismus, genauer geſagt, der Unkenntniß, nicht die Ausführung 
überlaſſen.“ 

Wichtig und gegenwärtig viel beſprochen iſt die Frage der Bei⸗ 
tragspflicht der Arbeitgeber und deren Theilnahme an der Verwaltung 
der Caſſe. Erſterer Punkt erſcheint dem Verfaſſer nur von formellem 
Belange. Da die Beiträge der einzelnen Hilfsarbeiter vom Gewerbs⸗ 
herrn — unter Abrechnung vom Lohne — gezahlt werden, „ſo iſt die 
unmittelbare Beitragspflicht des Gewerbsherrn ſelbſt eine für die Ein⸗ 


nahme der Caſſe unwichtige, alfo nicht nothwendig“. — Weniger an⸗ 
fechtbar ſcheint uns die Stellungnahme des Autors zur Frage der Mit⸗ 
verwaltung des Arbeitgebers. Es wird hier auf die Abneigung der 
Arbeiter gegen jede ſolche Mitwirkung hingewieſen und treffender Weiſe 
darauf aufmerkſam gemacht, daß ein Recht ſolcher Mitwirkung nicht 
ausreiche, ſondern in dieſem Falle im Intereſſe einer guten Verwaltung 
die Pflicht zur Mitverwaltung ſtatuirt werden müßte, was wieder ſchwer 
thunlich iſt. 

In den Sterbecaſſen ſieht unſer Verfaſſer hauptſächlich das unwirth⸗ 
ſchaftliche Streben zur Entfaltung eines überflüſſigen Luxus und wünſcht, 
die Gemeinde möge die Function dieſer Caſſen durch eigene Fürſorge 
gegenſtandslos machen. 

In ähnlich ausführlicher Weiſe ſind die übrigen oben genannten 
Verſicherungszweige behandelt. Es iſt nicht möglich, hier auf das Ein— 
zelne einzugehen Auch bei dieſen Verſicherungszweigen wird der Ver⸗ 
ſicherungszwang vertheidigt und die Nothwendigkeit eines richtigen Tarifs 
betont Auch hier wird aus dieſer Nothwendigkeit gefolgert, daß die 
Arbeirer die Caſſen ſelbſt zu verwalten unfähig find, während Privat⸗ 
Verſicherungs⸗Geſellſchaften mit ihrem Streben nach möglichſt hoher 
Dividende, ihren mißbräuchlich hohen Verwaltungskoſten dem Ver⸗ 
ſicherungszwecke auch nicht Genüge thun. Daher wird auch hier öffent⸗ 
liche Verwaltung verlangt; die Altersverſicherung könne facultativ das 
Anrecht zur Aufnahme in eine Verſorgungsanſtalt enthalten, wo die 
daſelbſt Aufgenommenen gegen Entgelt einer paſſenden, für die Ge⸗ 
ſammtheit nützlichen Beſchäftigung ſich widmen. Beiſpielsweiſe könne das 


Verſorgungshaus zugleich als Nachweiſungsanſtalt für Anſtellung von 


Arbeitern dienen. 

An dritter Stelle wird die Sicherung der Arbeiter gegen den 
Schaden in Folge von Arbeitsloſigkeit beſprochen. Hier fehlen nach 
unſerem Autor die Bedingungen der eigentlichen Verſicherung, nämlich 
die Möglichkeit der Anſtellung einer Wahrſcheinlichkeitsrechnung. Nur 
eine „Vereinigung gleichbeſchäftigter Genoſſen kann und wird ferner 
in Erfahrung bringen, ob die Arbeitsloſigkeit eine verſchuldete ſei; ſie 
kann und wird auch geeignetenfalls auf Beendigung der Arbeitsloſigkeit 
hinwirken“. 

So führt der Gang der Unterſuchung zu den Gewerkvereinen 
Während die Thätigkeit dieſer Vereine in Großbritannien vom Ver⸗ 
faſſer vollſtändig gewürdigt wird, finden wir bezüglich Oeſterreichs und 
Deutſchlands die Bemerkung .... „der Ausbreitung des Wirkens 
der Gewerkvereine ſteht nicht nur die Theilnahmsloſigkeit oder Gegen⸗ 
fätzlichteit der großen Arbeitermaſſe, ihr ſteht auch die ſehr abwartende, 
ja mißtrauiſche Haltung der höheren Bevölkerungskreiſe entgegen“. 

Offenbar wird vom Verfaſſer mit dieſer Thatſache, die auch in 
England im Anfange der Bewegung zu beobachten war, wie mit etwas 
Unabänderlichem gerechnet, was an und für ſich ſchon genügend beweiſe, 
daß die Gewerkvereine auf vaterländiſchem Boden keine Ausſicht zur 
Entwicklung haben. Der Autor bemerkt nämlich Folgendes: „Ohne daß 


es eines Gewerkvereines zur Sicherung gegen Arbeitsloſigkeit bedürfe, 


vermag vielmehr die öffentliche Verwaltung durch Errichtung von weit, 


70 


wenn thunlich über die Landesgrenze verzweigten Arbeits⸗Nachweiſungs⸗ 
Anſtalten den weſentlichſten Theil jener gegen Arbeitsloſigkeit gerichteten 
Beſtrebungen der engliſchen Gewerkvereine zu verwirklichen.“ 

Damit haben wir wohl den Hauptinhalt der Schrift wieder⸗ 
gegeben. Die im dritten Abſchnitte folgende Beſprechung der öſterreichiſchen 
Regierungsvorlage folgt ſelbſtverſtändlich den vorher entwickelten Grund⸗ 
ſätzen und kommt conſequent zu dem Schluſſe, daß Tit. III der Ge⸗ 
werbegeſetznovelle und die Normativbeſtimmungen für regiſtrirte gewerbliche 
Caſſen „zwar vortrefflich gemeint, mit dauerndem Erfolge aber ſchwer⸗ 
lich ausführbar ſeien.“ Mag man nun dieſem Reſultate beiſtimmen oder 
nicht — in jedem Falle iſt das beſprochene Buch, welches ſich durch 
objective Darſtellung und klaren Gedankengang auszeichnet, auf das 
wärmſte zu begrüßen. Dr. Sigmund Adler. 

Berichtigung. In den erſten Theil des obigen Aufſatzes (Nr. 15 dieſer 
Zeitſchrift) haben ſich zu unſerem Bedauern mehrere Druckfehler eingeſchlichen, 
welche darin ihren Grund haben, daß dieſe Arbeit der Redaction erſt kurz vor 
Schluß des Blattes zukam, wodurch eine forgfältige Correctur erſchwert wurde. 
Wir bitten deshalb um gefällige Berichtigung der folgenden ſinnſtörenden Fehler. 
Es ſoll heißen: 

Sette 1, Spalte 1, Zeile 23 ſtatt 

1 1 26 


77 


„Armeegeſetzgebung“: „Armengeſetzgebung“. 
„Verſicherungszwang“: „Verſicherungszweig“. 


77 55 n nv 


15 7 


1, 


2, „Noch hatten wir“: „Noch haben wir“. 


„welcher“: „welchen“. 


77 7 1 


7 71 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Verurtheilung eines Trödlers wegen $ 473 St. G. hat 
nicht die Entziehung des Gewerbes im Sinne der §§ 138 lit. a 
und 2 der Gewerbe-Ordnung zur nothwendigen Folge. 

J. H. iſt die Pächterin der J. J. ' ſchen Trödlerconceſſion, übt 
jedoch dieſelbe nicht immer perſönlich aus, ſondern läßt ſich auch durch 
ihren Gatten M. H. vertreten. 

M. H. wurde wegen Ankauſes verdächtiger Waare (8 477 St. G.) 
mit Urtheil des ſtädt.⸗del. Bezirksgerichtes G. ddto. 14. April 1880, 
3. 3285, zu 5 fl. Geldſtrafe verurtheilt, und wurde deshalb die J. H. 
vom Stadtrathe G. unterm 16. October 1880, 8. 45.422, aufgefordert, 
das gepachtete Trödlergewerbe ſtets perſönlich auszuüben und ihren 
Gatten am Geſchäftsbetriebe nicht theilnehmen zu laſſen. 

Ebenſo wurde dem Trödler J. L. mit Stadtrathsbeſchluß vom 
25. Mai 1880, Z. 23.091, feine Trödlerconceſſion entzogen, weil 
derſelbe feine Verläßlichkeit eingebüßt hat, da er mit Urtheil des ftädt.- 
del. Bezirksgerichtes G. vom 21. Jänner 1880, Z. 216, wegen Ueber⸗ 
tretung des 8 477 St. G. zu einer Geldſtrafe von 10 fl. verurtheilt 
wurde. 

Die Landesſtelle hat dem, von der Pächterin J. H. und von 
dem Trödler J. L. gegen dieſe Erkenntniſſe eingebrachten Recurſe 
aus den Entſcheidungsgründen der erſten Inſtanz unterm 2. Jänner 
1881, 3 19.607, und unterm 5. November 1880, 3. 16.778, keine 
Folge gegeben. 

Das Miniſterium des Innern aber fand mit dem Erlaſſe vom 


5. April 1881, 3. 2664, dem Recurſe des J. L. gegen die Ent⸗ 


ſcheidung der Landesſtelle vom 5. November 1880, 3 16.778, mit 
welcher dem Genannten in Beſtätigung der Entſcheidung des Stadt- 
rathes G. vom 25. Mai 1880, Z. 23.091, die Conceſſion zum Be⸗ 


triebe des Trödlergewerbes in G. in Anwendung des $ 138 lit. a 
der Gewerbe⸗Ordnung entzogen wurde, und dem Recurſe der 0 


. 


gegen die Entſcheidung der Landesſtelle vom 2. Jänner 1881, Z. 19.607, 
mit welcher die vom Stadtrathe G unter dem 16. October 1880, 
Z. 45.422, ausgeſprochene Ausſchließung ihres Gatten M. H. von der 
Verwendung bei dem Betriebe ihres gepachteten Trödlergewerbes beſtätigt 
wurde, — Folge zu geben, und die angefochtenen beiden Entſcheidungen 
aus nachſtehenden Gründen zu beheben. 

Im erſten Falle erſcheint durch die ſtrafgerichtliche Verurtheilung 
des J. L. wegen Uebertretung des bedenklichen Ankaufes von Waaren 
die Anwendung des § 138 lit. a (§S 7) der Gewerbe-Ordnung im 
Hinblicke auf das Geſetz vom 15. November 1867, R. G. Bl. Nr. 131, 
(8 6 vorletzter Abſatz) nicht begründet. 

Im letzteren Falle kann aber J. H., die als behördlich genehmigte 
Conceſſionspächterin die verantwortliche Leiterin des Gewerbsbetriebes 
bleibt, in der Wahl ihrer Gehilfen nicht beſchränkt werden und geht 
aus den Verhandlungsacten nicht hervor, daß M. H. im Gewerbe 
feiner Gattin als Stellvertreter im Sinne des § 58 der Gewerbe-Ordnung 
aufgeſtellt iſt. Jedoch wurde die Landesſtelle aufgefordert, den Gewerbs⸗ 
betrieb der genannten Recurrenten einer genauen Ueberwachung unter⸗ 
ziehen zu laſſen, und bei Vorhandenſein der geſetzlichen Vorausſetzungen 
im Grunde des § 138 lit. b und e der Gewerbe-Ordnung gegen die⸗ 
ſelben vorzugehen. 

Dem J. L. iſt mit Rückſicht auf feine ſtrafgerichtliche Verur⸗ 
theilung im Sinne des $ 138 lit. c dermalen ſchon eine ſchriftliche 
Verwarnung zu ertheilen. & 


Streitigkeiten zur Zahlung von Zinskreuzern und Canalräumungs⸗ 
gebühren gehören zur Competenz der Verwaltungsbehörden. 


Die Klage des Julius H. als Bürgermeiſter der Gemeinde B. 


gegen die dortigen Hauseigenthümer Joſef und Roſa S. peto. Zahlung 
rückſtändiger Zinskreuzer und Canalräumungskoſten im Betrage von 987 fl. 


16 kr. hat das k. k. Landesgericht in Wien mit Beſcheid vom 23. Juli 
1880, Z. 49.121, wegen Incompetenz zurückgewieſen und zurückgeſtellt, 
weil die Entſcheidung der Frage über die Verpflichtung zur Entrichtung 
von Zinskreuzern und Canalräumungskoſten, ſowie über deren Höhe der 


Competenz der Verwaltungsbehörden nach den diesbezüglich beſtehenden 


Normen vorbehalten und in dieſer Richtung die Ingerenz der Gerichte 


ausgeſchloſſen iſt. 


Dem Recurſe des Julius H. hat das k. k. Oberlandesgericht in 


Wien mit Erledigung vom 31. Auguft 1880, Z. 14.625, keine Folge 


=— 


zu geben befunden, weil Zinskreuzer und Canalräumungskoſten nicht aus 
einem Privatrechtstitel, ſondern aus öffentlichen Rückſichten eingeführt 
find und jetzt gefordert werden, ſomit dieſe Giebigkeiten die Rechtsnatur 
öffentlicher Abgaben haben, dieſe aber nicht im Civilrechtswege einzu⸗ 
klagen ſind. | 
Den außerordentlichen Reviſionsrecurs des Klägers hat der k. k. | 
oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 19. October 1880, Z. 12.031, | 
in der Erwägung, daß die Verpflichtung der betreffenden Wohnparteien 
zur Entrichtung der Zinsſteuer, ſowie der Hauseigenthümer zur Tragung 
der Koſten der Canalräumung, ebenſo die Art und Weile der Einhebung 
derſelben durch die politiſchen Geſetze geregelt ſind, daher Anſprüche der 
Gemeinden hieraus gegen die Hauseigenthümer der Entſcheidung der 
politiſchen Behörden anheimgeſtellt bleiben müſſen, in Ermanglung der 
Vorausſetzungen des Hofdecrets vom 18. Februar 1833, J. G. S. 
Nr. 2593, zu verwerfen befunden. Ger.⸗H. 


Berechtigung des Eigenthümers, den fremden, auf ſeinem Grund⸗ 
ſtück befindlichen, Hausthiere jagenden Hund zu tödten. (§§ 1321, 
1305 a. b. G. B.) 

A. beanſpruchte vom B. die Zahlung eines Betrages von 70 fl. 
als Entſchädigung für den ihm von B. erſchoſſenen Hund. B. 
läugnete, den Hund erſchofſen zu haben. 

In erſter Inſtanz wurde der Kläger abgewieſen. 

Vom Obergerichte wurde B. dem Klagebegehren gemäß für den 
Fall verurtheilt, als er den ihm irreferibel aufgetragenen Haupteid, 
den Hund nicht vorſätzlich erſchoſſen zu haben, nicht ablegt und der 
Kläger den Werth ſchätzungsweiſe beſchwört. Gründe: B. wurde beim 
Strafgerichte vom A. wegen Verbrechens der boshaften Beſchädigung 
fremden Eigenthums, begangen durch Erſchießen ſeines Hundes, ange⸗ 
zeigt. In den Entſcheidungsgründen des Urtheils, mit welchem B. von 
der Anklage freigeſprochen wurde, ſpricht das Strafgericht allerdings 
ſeine Ueberzeugung dahin aus, daß B. den Hund des A erfchoſſen habe, 
indem es die Freiſprechung lediglich mit dem Abgang der beſonderen, 
zum imputirten Verbrechen erforderlichen Art des böſen Vorſatzes 
begründet. Allein dieſe in der Ueberzeugung des Strafrichters beruhende 
Annahme über die vom Geklagten vorgenommene Handlung kann für 
den auf beſtimmte Beweisregeln gebundenen Civilrichter nicht maßgebend 
ſein und es mußte daher, da der Geklagte das Erſchießen des Hundes 
läugnet, auf den Haupteid über dieſes Factum erkannt werden. Iſt 
dieſes jedoch erwieſen, ſo iſt der Geklagte verpflichtet, dem Kläger den 
Werth des Hundes zu erfetzen. 

Auf die Reviſionsbeſchwerde des Geklagten beſtätigte der k. k. 
oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 24. Juli 1879, 3. 7493, 
das Urtheil der erſten Inſtanz. Gründe: In den Entſcheidungsgründen 
des Strafgerichtes, aus welchen der Kläger den Umſtand erweiſen will, 
daß B. feinen (A.“s) Hund erſchoſſen hat, kommt weiters vor, daß der 
betreffende Hund die Eigenſchaft hatte, Hühnern und Katzen nachzujagen, 
daß er dem B. dadurch ſchon mehrfachen Schaden zugefügt hatte, und 
daß der Hund auch damals, als er erſchoſſen wurde, im Weizenfelde 
des B. eine Katze zuſammenſtieß. Da der Kläger die Entſcheidungs⸗ 
gründe des Urtheils für ſich geltend macht, ſo muß er dieſelben auch 
bezüglich der erwähnten Eigenſchaft des Hundes und des erwähnten 
Herganges, demzufolge B. den Hund zum Schutz ſeines Eigenthums 
getödtet hat, gelten lafſen. Es frägt ſich daher, ob unter dieſen Um⸗ 
ſtänden der B. berechtigt war, den Hund zu tödten. „Der § 1321 
a. b. G. B. ſagt zwar allerdings, daß, wer auf ſeinem Grund und 
Boden fremdes Vieh antrifft, deswegen noch nicht berechtigt iſt, es zu 
tödten. Allein dieſer Paragraph hat offenbar nur Thiere im Auge, 
welche, wie Ochſen, Kühe, Schafe, Schweine und dgl., zum Betriebe 
einer Landwirthſchaft gehören, und welche vermöge ihrer Eigenſchaft zu 
einer von dem Beſchädigten vorzunehmenden Pfändung geeignet ſind. 
Der eitirte Paragraph findet daher auf den vorliegenden Fall keine 
Anwendung. Erwägt man nun, daß einem Thiere gegenüber, welches 
nach des Klägers eigenen Anführungen einen Meter hoch und auf den 
Mann abgerichtet war, die Ausübung des Rechtes der Pfändung nicht 
wohl möglich war, ſo vermag die Berechtigung der Geklagten, auf 
ſeinen Grund und Boden und unter den gegebenen Verhältniſſen zum 
Schutze ſeines Eigenthums den in Beſchädigung desſelben begriffenen 
Hund des Klägers zu todten, nicht verneint zu werden, wornach Ge⸗ 
klagter gemäß $ 1305 a. b. G. B. den hieraus für den Kläger ent⸗ 
ſtandenen Nachtheil nicht zu verantworten hat.“ Ger.⸗Ztg. 
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Geſetze und Verordnungen. 


1880. IV. Quartal. 


Landes⸗Geſetz- und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum 
Oeſterreich unter der Enns. 
XXI. Stück. Ausgeg. am 23. December. 

37. Geſetz vom 1. December 1880, betreffend die Anwendung breiter 
Radfelgen. 

38. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 2. December 1880, Z. 44.252, betreffend die Erhöhung 
der Verpflegstaxe für die II. Claſſe in der niederöſterreichiſchen Landes⸗Irren⸗ 
anſtalt in Wien. 

39. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 4. December 1880, Z. 44.401, betreffend die Bewilligung 
zur Einhebung von Gemeindeumlagen in der zur Gemeinde Groß⸗Eberharts 
gehörigen Ortſchaft Dimling und in der Gemeinde Türnitz. 

40. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 7. December 1880, Z. 45.090, betreffend die Bewilligung 
zur Einhebung von Miethzinskreuzern in den nachbenannten Gemeinden und 
einer Hundeſteuer in der Gemeinde Weidling. 

41. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 8. December 1880, Z. 45.283, betreffend die Bewilligung 
zur Einhebung höherer Umlagen in nachſtehenden Gemeinden. 

42. Verordnung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 11. December 1880, Z. 45.282, betreffend die Bewilligung 
zur Einhebung von Umlagen in den nachbenannten Gemeinden. 

XXII. Stück. Ausgeg, am 28. December. 

43. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 16. December 1880, Z. 45.659, betreffend die Erlaſſung 
einer neuen Wiener Stellwagen⸗(Omnibus⸗) Ordnung. 

XXIII. Stück. Ausgeg. am 28. December. 

44. Geſetz vom 15. November 1880, womit der Stadtgemeinde Krems in 
Niederöſterreich die Einhebung einer Pflaſtermauth auf weitere fünf Jahre be⸗ 
willigt wird. 

45. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 10. December 1880, Z. 45.819, betreffend die Herab⸗ 
minderung der Verpflegsgebühr im öffentlichen Krankenhauſe in Leoben, 

46. Kundmachung des niederöſterreichiſchen Landesausſchuſſes vom 30. No⸗ 
vember 1880, 3. 23.982, betreffend die Erhöhung der Findlings⸗Aufnahms⸗ 
pauſchalgebühr für nach Niederöſterreich zuſtändige uneheliche Kinder. 

XXIV. Stück. Ausgeg. am 29. December. 

47. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 16. December 1880, Z. 46.301, betreffend die Bewilligung 
zur Einhebung von Miethzinskreuzern in den Gemeinden Fünfhaus, Ober-Meidling, 
Währing und Perchtoldsdorf. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum Oeſterreich 
ob der Enns. 
VIII. Stück. Ausgeg. am 11. October. 

12. Geſetz vom 5. September 1880, wirkſam für das Erzherzogthum 
Oeſterreich ob der Enns, betreffend die öffentliche Armenpflege der Gemeinden. 
IX. Stück. Ausgeg. am 5. November. 

13. Erlaß des k. k. Statthalters für Oeſterreich ob der Enns vom 9. Dc- 
tober 1880, Z. 2515/Präs., betreffend die Landesvoranſchläge für 1880. 

14. Geſetz vom 30. September 1880, wirkſam für das Erzherzogthum 
Oeſterreich ob der Enns, betreffend die Auseinanderlegung der Ortsgemeinde 
Mehrnbach. 

15. Geſetz vom 7. October 1880, wirkſam für das Erzherzogthum Oeſterreich 
ob der Enns, betreffend die Auseinanderlegung der Ortsgemeinde Engelhartszell. 

16. Geſetz vom 30. September 1880, wirkſam für das Erzherzogthum 
Oeſterreich ob der Enns, betreffend die Auseinanderlegung der Ortsgemeinde 
Walding — Goldwörth in zwei Ortsgemeinden. 

X. Stück. Ausgeg. am 12. November. 

17. Geſetz vom 5. October 1880, womit der Stadtgemeinde Linz zur 
Beſtreitung eines Beitrages zum Baue der von Linz durch das Kremsthal bis 
Kremsmünſter zu führenden Vicinalbahn die Aufnahme eines Darlehens von 
200.000 fl. bewilligt wird. 

XI. Stück. Ausgeg. am 1. December. 
18. Geſetz vom 13. October 1880, betreffend eine Aenderung des Geſetzes 


vom 27. Februar 1874 über die Schonzeit des Wildes, wirkſam für das Erz⸗ 
herzogthum Oeſterreich ob der Enns. 
XII. Stück. Ausgeg. am 24. December. 

19. Kundmachung des k. k. Statthalters in Oberöſterreich vom 7. De⸗ 
cember 1880, Z. 3284, Präs., betreffend die Regulirung der Wegmauthentrichtung 
auf den im Stadtgebiete und Burgfrieden von Wels befindlichen Gemeinde⸗ 
ſtraßen. 

XIII. Stück. Ausgeg. am 31. December. 

20. Kundmachung des k. k. Statthalters in Oberöſterreich vom 19. De⸗ 
cember 1880, Z. 3336/Präs., betreffend die Concurrenzbildung für die Zufahrt⸗ 
ſtraßen zu den Bahnſtationen Suben, Steg, Obertraun, Ebenſee und Hörſching. 


Geſetze und Verordnungen für das Herzogthum Salzburg. 


VIII. Stück. Ausgeg. am 12. November. 

8. Geſetz vom 10. October 1880, wirkſam für das Herzogthum Salzburg, 
womit der 8 86 des Geſetzes vom 17. Jänner 1870, Nr. 12 zur Regelung 
der Rechtsverhältniſſe des Lehrerſtandes an den öffentlichen Volksſchulen des 
Herzogthumes Salzburg abgeändert wird. 

IX. Stück. Ausgeg. am 25. November. 


9. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Salzburg vom 11. No⸗ 
vember 1880, Z. 4936, womit der Gemeinde St. Veit im politiſchen Bezirk 
St. Johann die Bewilligung zur Abhaltung eines Klein- und Hornviehmarktes 
ertheilt wird. 

X. Stück. Ausgeg. am 5. December. 


10. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Salzburg vom 20. No- 
vember 1880, Z. 5556, betreffend die Einhebung einer Umlage von acht Kreuzer 
zur Bedeckung des Koſtenerforderniſſes der Handels- und Gewerbekammer in 
Salzburg für das Jahr 1881. 

11. Geſetz vom 5. November 1880, wirkſam für das Herzogthum Salz. 
burg, wodurch der 837 des Landesgeſetzes vom 10. Jänner 1870 „zur Regelung 
der Errichtung, der Erhaltung und des Beſuches der öffentlichen Volksſchulen im 
Herzogthume Salzburg“ abgeändert wird. | 

XI. Stück. Ausgeg. am 31. December. 

12. Geſetz vom 10. November 1880, womit eine Feuerpolizei- und Feuer- 
wehr⸗Ordnung für das Herzogthum Salzburg erlaſſen wird. 

13. Geſetz vom N. November 1880, betreffend die Einhebung von Hunde-Taxen. | 

14. Geſetz vom 8. November 1880, wirkſam für das Herzogthum Salzburg 
mit Ausſchluß der Landeshauptſtadt Salzburg, betreffend die Erhebung von Taxen 
für die Aufnahme in den Gemeindeverband 

15. Geſetz vom 25. November 1880, wirkſam für das Herzogthum Salz 
burg, betreffend die zeitliche Befreiung von Neu-, Um⸗, Zu⸗ und Aufbauten von 
den Landes⸗, Grundentlaſtungs- und Gemeinde-Umlagen zur Gebäudeſteuer. 


N 


Landesgefeg- und Verordnungsblatt für das Herzogthum Steier- | 
mark. 
VIII. Stück. Ausgeg. am 8. October. 

14. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 24. September 
1880, betreffend die erfolgte Allerhöchſte Genehmigung des Landtagsbeſchluſſes 
zur Einhebung einer Bierauflage in den Gemeinden Pichl, Straſſen, Alt-Auſſee 
und Rann. 

15. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 25. September 
1880, betreffend die Trennung der Ortsgemeinde Schönſtein in zwei neue Orts 
gemeinden. 

16. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 26. September 
1880, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung des Beſchluſſes des ſteiermärk. 


Landtages wegen Bedeckung der nach dem Voranſchlage für den Landesfond pro 


1880 ſich ergebenden Abgänge. 


17. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 1. October | 


1880, betreffend den Allerhöchſt genehmigten Beſchluß des ſteiermärk. Landtages 
wegen Erhöhung des landſchaftlichen Muſikgefälles. 
IX. Stück. Ausgeg. am 14. October. 
18. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 6. October 
1880, betreffend die Einhebung von erhöhten Umlagen auf die directen Steuern 
in den Gemeinden Radmer und Eiſenerz pro 1879 und 1880. 


19. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 7. October 
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X. Stück. Ausgeg. am 24. October. 
20. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 9. October 
1880, betreffend die Einhebung einer Gebühr für die Aufnahme in den Heimats⸗ 
verband in der Gemeinde Plipitz. 
21. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 15. October 
1880, betreffend die Allerhöchſt genehmigten Beſchlüſſe des ſteiermärk. Landtages 
vom 6. Juli 1880 wegen Bedeckung des Abganges der ſteiermärkiſchen Landes⸗ 
fonde für das Jahr 1881. 
XI. Stück. Ausgeg. am 9. November. 
22. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 21. October 
1880, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung des Beſchluſſes des ſteiermärk. 
Landtages wegen Anerkennung mehrerer in dem Stadtgebiete Graz gelegenen 
landſchaftlichen Grundtheile als öffentliches Gut und deren Ausbücherung. 
(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben die Finanzräthe Anton Bayerlein und Johann 
Frieb zu Oberfinanzräthen der Brünner Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Oberingenieur Joſef Bradäczef in Karlsbad 
anläßlich deſſen Penſionirung das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Vice-Bürgermeifter der Landeshauptſtadt Linz 
Eduard Saxinger den Titel eines kaiſerlichen Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Polizei ⸗Bezirksarzte Dr. Johann Georg Kap⸗ 
ſammer in Wien anläßlich deſſen Penſionirung den Titel eines kaiſerlichen 
Rab hes tarfrei verliehen. i 

Seine Majeſtät haben dem Bezirksarzte Dr. Anton Grabacher in Krems 
den Titel eines kaiſerlichen Rathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Finanzwacheommiſſär Franz 
Vinzi das goldene Verd enſtkreuz verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Caſſier der Finanz⸗Landescaſſe in Graz 
Emanuel Berger zum Controlor dieſer Caſſe ernannt. 

Der Hau delsminiſter hat den Poſtſecretär Karl Krzepinsky zum Poſt⸗ 
rathe und Vorſtande des Poſtamtes in Prag ernannt. 


Erledigungen. 

Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe bei der Steueradmini⸗ 
ſtration in Wien, eventuell beim Rechnungsdepartement der n. ö. Finanz⸗Landes⸗ 
direction und deren Expoſituren, bis Mitte Mai. (Amtsbl. Nr. 84.) 

Statthaltereiſecretärsſtelle bei den k. k politiſchen Behörden in Ober⸗Oeſter⸗ 
reich in der achten, eventuell eine Bezirkscommiſſärs⸗ und Statthaltereiconcipiſten⸗ 
ſtelle in der neunten, reſp. zehnten Rangsclaſſe, bis 25. April. (Amtsbl. Nr. 85.) 

Oberiugenieursſtelle im Bereiche des Staatsbaudienſtes in Dalmatien mit 
der achten Rangsclaſſe, eventuell eine Ingenieursſtelle in der neunten und Bau— 


adjunctenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, bis 1. Mai. (Amtsbl. Nr. 85.) 


Statthaltereiſecretärs⸗ und Bezirkscommiſſärsſtellen 
22. April, refp. 1. Mai. (Amtsbl. Nr. 87.) 
Forſtadjunctenſtelle in Tirol und Vorarlberg mit der zehnten Rangsclaſſe, 
bis 10. Mai. (Amtsbl. Nr. 88.) 


in Böhmen, bis 


Soeben iſt erſchienen im Verlage der Buchhandlung Moritz Perles, 
Wien, I., Bauernmarkt 11: 


Deſterreichiſche Zuſtizgeſetze 


nit Erläuterungen aus der oberſtgerichtlichen Rechtsprechung 
von Dr. Leo Geller. 


Ein ſtarker Band von 124 Bogen auf Draht geheftet, elegant und dauerhaft in 
Halbfranz gebunden. Preis 6 fl. 80 kr., broſchirt 6 fl. 
Inhalts-Ueberſicht: 

Verfaſſungs⸗ und Staatsgrundgeſetze; Civilrechtsgeſetze: Allgemei⸗ 
nes bürgerliches Geſetzbuch, Reichs⸗ und Landesgeſetze über Waſſerrecht, 
Privilegiengeſetz, Marken⸗ und Muſterſchutzgeſetz ꝛc. ze. 

Handelsrechtsgeſetze: Wechſelordnung, Handelsgeſetzbuch, Vereins-, Genoſſen⸗ 
ſchafts⸗, Börſegeſetz, Vorſchriften über Verſicherungsanſtalten ꝛc. ꝛc. 

Geſetze, betreffend die freiwillige Gerichtsbarkeit: Notariatsordnung, 
Geſetz über Verfahren außer Streitſachen, Grundbuchsgeſetz ꝛc. ꝛc. 

Civilproceßgeſetze: Gerichtsverfaſſungs⸗ und Jurisdictionsgeſetze, Allgemeine 
und weſtgaliziſche Gerichtsordnung nebſt den Geſetzen über die bejonderen 
Proceßarten, Concursordnung ꝛc. ꝛc. 

Strafgeſetz, Preßgeſetz, Waffenpatent, Wuchergeſetz ꝛc., Straf⸗ 
proceßordnung, Geſetz über Bildung der Geſchwornenliſten, 
Militär⸗Jurisdietionsnormen, Disciplinargeſetz ꝛc. ꝛc. 

Alles ſammt vollſtändigen Novellen. 
Die gründliche, gewiſſenhafte Arbeit verdient, daß ihr allgemeinſte 


1880, betreffend die Einhebung höherer Bezirksumlagen in den Bezirken Stainz 
und Birkfeld pro 1880 und 1881, reſp. 1880. 


Verbreitung zu Theil wird, welch' letztere auch durch den außergewöhnlich billig 
geſtellten Preis (124 Bogen compreſſen aber deutlichen, leicht lesbaren Druckes 
ineluſive dauerhaften Einbandes 6 fl. 80 kr.) ermöglicht wird. 
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